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Abkürzungsverzeichnis

UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

UREK-NR Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates
EVD Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
WEG Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz

DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et
de la communication

CEATE-CN Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
l'énergie du Conseil national

DFE Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
LCAP Loi fédérale encourageant la construction et l'accession à la propriété

de logements

01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Einen Schritt in die vom Nationalrat gewünschte Stärkung des Nachhaltigkeitsprinzips
über eine verbesserte Transparenz in der Produktion, insbesondere von
ressourcenrelevanten Gütern war der Bundesrat im Sommer gegangen. Gestützt auf das
Konsumenteninformationsgesetz verabschiedete er eine Deklarationspflicht für Holz
und Holzprodukte, welche die nachhaltige Ressourcenbewirtschaftung in der
Holzindustrie befördern soll. 1

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 04.06.2010
SUZANNE SCHÄR

Landwirtschaft

Forstwirtschaft

En décembre, le gouvernement a mis en consultation l'ordonnance d'application de la
nouvelle loi sur les forêts. Celle-ci définit notamment la forêt (surface boisée d'au
moins 500 m2), suppose une mise à l'enquête pour toute autorisation de déboisement,
améliore la formation de garde forestier, etc. 2

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 13.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Der Bundesrat verabschiedete den Sachplan Verkehr. Dieser soll eine koordinierte und
nachhaltige Entwicklung der Verkehrswege Strasse, Schiene, Luft und Wasser
ermöglichen. Der Sachplan Verkehr ist ein Instrument der Raumplanung und für die
Behörden verbindlich, er legt aber nicht fest, was wann gebaut wird. 3

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 27.04.2006
MAGDALENA BERNATH

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Dem Anliegen, der zunehmenden Verbauung von Kulturland Einhalt zu gebieten, suchte
der Bundesrat durch die Vorlage des Sachplans der Fruchtfolgeflächen (FFF) gerecht
zu werden. Ziel dieses Plans ist, eine ausreichend grosse Fläche landwirtschaftlich
genutzten Bodens beizubehalten, um die Versorgung der Schweiz auch in Krisenzeiten
gewährleisten zu können. Der zunehmende Kulturlandverlust lässt bereits heute den
notwendigen Mindestumfang an FFF von 450'000 ha nicht mehr zu. Der auf den
bereinigten Meldungen der Kantone und einer Analyse der Bauzonen beruhende
Sachplan des Bundesrates verfolgt deshalb das Ziel, möglichst viele der heute noch
vorhandenen FFF mit raumplanerischen Mitteln zu erhalten. Dem Bundesrat erscheint
dabei ein Mindestumfang von 439'000 ha noch realistisch. Die entsprechende Vorlage
ging im September in die Vernehmlassung. 4

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 25.09.1990
DIRK STROHMANN

Obwohl zusammen mit demjenigen Genfs als einer der letzten eingereicht, fand der
Richtplan des Kantons Jura die volle Anerkennung des Bundesrates. Es wird damit
gerechnet, das Verfahren mit der Tessiner Vorlage im Herbst nächsten Jahres
abschliessen zu können. 5

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 19.06.1991
DIRK STROHMANN
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Der Bundesrat schickte den Verordnungsentwurf zum Raumplanungsgesetz im
September in die Vernehmlassung. Die Kantone, der Baumeisterverband und der Vorort
stimmten dem Entwurf im Grossen und Ganzen zu. Die Umweltverbände waren jedoch
nicht zufrieden. Sie bemängelten unter anderem, dass ein Hof auch dann noch als
überwiegend bodenabhängig gelten soll, wenn die Hälfte des Einkommens aus Hors-
sol-Produkten stammt. 6

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 20.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Der Bundesrat hat das revidierte Raumplanungsgesetz und die Anwendungsverordnung
auf Anfang September in Kraft gesetzt. Die im Juni verabschiedete Verordnung war bis
zuletzt umstritten. Bauern und Landschaftsschützer rangen um den Grad der
Deregulierung. Der Bundesrat wollte die raumplanerischen Bestimmungen für die
Landwirtschaftszone schliesslich nicht zu stark lockern, weil er eine chaotische
Siedlungsentwicklung mit irreversiblen Schäden für die Landschaft befürchtete.
Ausserdem wollte er das Gewerbe in der Bauzone nicht konkurrenzieren. Der Bau von
Treibhäusern zur Hors-sol-Produktion, die Errichtung von Masthallen sowie die
Umnutzung von Landwirtschaftsgebäuden zu Wohnhäusern und betriebsnahen
Nebenbetrieben ist nach der Verordnung nur zulässig, wenn der Bauernbetrieb auf ein
Zusatzeinkommen unbedingt angewiesen ist. Der Zusatzverdienst darf zudem den
Verdienst aus dem angestammten Betrieb nicht übertreffen. Der Bundesrat stellte klar,
dass er zu raschen Korrekturen greifen werde, sollten die Bestimmungen sich negativ
auf die Landschaftsentwicklung auswirken. 7

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.09.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im Juni gab das UVEK gestützt auf das seit 2000 geltende Raumplanungsgesetz den
Entwurf für eine Teilrevision der Raumplanungsverordnung in die Vernehmlassung mit
dem Ziel, die Änderung bestehender Gebäude ausserhalb der Bauzone präziser zu
regeln: Erweiterungen sollten wenn möglich innerhalb des bestehenden
Gebäudevolumens erfolgen. Insbesondere soll die Verordnung festlegen, in welchem
Ausmass Gebäude verändert werden dürften, die ursprünglich landwirtschaftlich
genutzt wurden, aber inzwischen für diesen Zweck nicht mehr benötigt werden. Die
Reaktionen auf den Entwurf fielen kontrovers aus: Während die
Landwirtschaftsverbände und die SVP mehr Handlungsspielraum für die Landwirtschaft
forderten, ging der Vorschlag den Natur- und Tierschutzverbänden zu weit; sie lehnten
eine Öffnung der Landwirtschaftszone klar ab. Auf eine Anfrage Aeschbacher (evp, ZH)
(02.1115), ob die Änderung der Raumplanungsverordnung nicht die Ziele der
Raumplanung und des Landschaftsschutzes aushöhle, erwiderte der Bundesrat, er sei
sich der Problematik der Zersiedelung bewusst, die mit der Zulassung
landwirtschaftsfremder Nutzungen ausserhalb der Bauzonen verbunden sei. 8

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 09.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Im Frühjahr hiess der Bundesrat eine Teilrevision der Raumplanungsverordnung gut.
Sie präzisiert, in welchem Ausmass bestehende Gebäude ausserhalb der Bauzone
verändert werden können, welche ursprünglich landwirtschaftlich genutzt wurden,
inzwischen aber für diesen Zweck nicht mehr benötigt werden. Gegen den Antrag der
UREK gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Dupraz (fdp, GE) (02.453)
Folge, welche eine Änderung des Raumplanungsgesetzes verlangt. Die Kantone sollen
künftig allein über Umbau- und Umnutzungsmöglichkeiten landwirtschaftlicher Bauten
ausserhalb der Bauzone, die nicht mehr zonenkonform genutzt werden, entscheiden
können. Im Einverständnis mit dem Bundesrat überwies die kleine Kammer eine Motion
Lauri (svp, BE) (03.3343), welche die Nutzung ganzjährig bewohnter landwirtschaftlicher
Gebäude erleichtern will; die grosse Kammer stimmte einer Motion der SVP-Fraktion
mit ähnlicher Stossrichtung zu. 9

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 11.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Ende August eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Revision der
Raumplanungsverordnung, zum Erlass der neuen technischen Bauzonenrichtlinien
sowie zur Ergänzung des Leitfadens für die kantonale Richtplanung. Die Änderungen
erfolgten in erster Linie in Reaktion auf die Annahme des revidierten RPG bei der
Volksabstimmung vom Frühjahr sowie in Umsetzung der parlamentarischen Initiative
Darbellay (cvp, VS) betreffend Lockerung der Bestimmungen zur Pferdehaltung in der
Landwirtschaftszone (siehe oben). Die Reduktion der Bauzonen auf maximal den Bedarf
der nächsten 15 Jahre soll laut bundesrätlichem Entwurf auf kantonaler statt auf lokaler
Ebene umgesetzt werden. Im Falle einer Auslastungsquote von unter 95% wären die
Kantone verpflichtet, Rückzonungen vorzunehmen. Zeitgleich publizierte das

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 28.08.2013
MARLÈNE GERBER
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Bundesamt für Raumentwicklung erste offizielle, provisorische Zahlen zur Auslastung
der Bauzonen in den Kantonen. Gemäss der Bauzonen-Statistik 2012 des ARE wird die
Auslastung in den Kantonen Jura, Neuenburg, Schaffhausen und Wallis in 15 Jahren
voraussichtlich weniger als 95% ausmachen, womit insbesondere diese Kantone
Rückzonungen zu befürchten hätten. Die Auslastungsziffern beruhten auf einer
Schätzung der Bevölkerungsentwicklung des Bundesamts für Statistik (BFS), wobei das
Szenario „hoch“ gewählt worden war (9 Mio. Einwohner im Jahr 2027). Bei einem
mittleren Bevölkerungswachstum müssten mehr als 10 Kantone mit Rückzonungen
rechnen. Ferner sollen laut der Vernehmlassungsvorlage bis zur Anpassung der
kantonalen Richtpläne und im Sinne eines Bauzonenmoratoriums neue Einzonungen
durch entsprechende Auszonungen kompensiert werden, wobei für öffentliche
Gebäude sowie Vorhaben von kantonaler Bedeutung Ausnahmen gelten. Betreffend
Höhe der finanziellen Entschädigung bei Rückzonungen verzichtete der Bundesrat auf
die Festlegung von Kennwerten. In ihren Vernehmlassungsantworten äusserten
gewichtige Stellungnehmer grundsätzliche Vorbehalte zum Verordnungsentwurf des
Bundesrates. Die kantonalen Baudirektoren beanstandeten die Missachtung der
kantonalen Zuständigkeiten in der Raumplanung, den hohen bürokratischen Aufwand
sowie die auf dem Bevölkerungsszenario des BFS beruhende Bauzonen-Statistik. Die
Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz (BPUK) forderte, Kantone müssten
auf eigene Zahlen zur Bevölkerungsentwicklung zurückgreifen können. Auf der anderen
Seite hatte die Stiftung Landschaftsschutz Schweiz im Vorfeld bei mindestens der
Hälfte der Kantone Rückzonungsbedarf geortet und kritisierte entsprechend die Wahl
des Bevölkerungs-Szenarios durch das zuständige Bundesamt. Gewichtige Vertreter wie
die SVP, Economiesuisse und der Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein
(SIA) lehnten die Vorlage komplett ab. Sie missbilligten unter anderem die fehlende
Berücksichtigung wirtschaftlicher Überlegungen, die Überregulierung sowie den
mangelnden Praxisbezug. Auch die Fachorganisationen für Pferdezucht und
Pferdesport überzeugte der Verordnungsentwurf nicht. Sie bezweifelten, ob die
vorgesehenen Bestimmungen die heutige Praxis tatsächlich erleichtern würden. Das
urbane Genf zeigte sich als einer der wenigen Kantone mit der geplanten Umsetzung
zufrieden und stellte sich hinter eine stärkere Zentralisierung der Umsetzungskontrolle
durch den Bund. 10

Das revidierte Raumplanungsgesetz (RPG) und die zugehörige Ausführungsverordnung
traten am 1. Mai 2014 in Kraft, womit für die Kantone auch das Bauzonenmoratorium bis
zur Genehmigung ihrer Richtpläne durch den Bund begann. Die grosse Bedeutung der
Revision zeigte sich auch in der kantonalen Medienlandschaft, die diesem Umstand
sowie potentiellen und tatsächlichen Hürden bei der Umsetzung viel Druckertinte
widmete. Nachdem der bundesrätliche Entwurf der Raumplanungsverordnung im
Vorjahr in gewissen Bereichen von verschiedenen Seiten kritisiert worden war, passte
die Regierung die Verordnung im Nachgang der Vernehmlassung in einigen Punkten an -
dies zur Freude der kantonalen Baudirektoren und zum Leid der Stiftung
Landschaftsschutz Schweiz, die mit ihrer Landschaftsinitiative das Revisionsvorhaben
überhaupt erst in Gang gesetzt hatte. Gemäss in Kraft gesetzter
Raumplanungsverordnung (RPV) steht es den Kantonen offen, ob sie sich bei der
Abschätzung ihres Rückzonungsbedarfs an einem "hohen" oder "mittleren" Szenario
zum Bevölkerungswachstum orientieren wollen. Der Bund schreibt den Kantonen
lediglich vor, dass diese im Falle neuer Baulanderschliessung nicht von einem hohen
Bevölkerungswachstum ausgehen dürfen. Dieses rechnet in der Schweiz bis zum Jahr
2035 mit beinahe 10 Mio. Einwohnerinnen und Einwohnern, während das mittlere
Bevölkerungsszenario im selben Jahr eine Bevölkerung von 8,8 Mio. erwartet. 11

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.01.2014
MARLÈNE GERBER
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Wohnungsbau und -eigentum

Im Zusammenhang mit der vorgesehenen Bekämpfung der Teuerung im Bereich der
Hypothekarzinsen legte der Bund Massnahmen zur Förderung des Baus von
preisgünstigen Wohnungen sowie der Erneuerung von Altbauten vor. Eine
entsprechende Änderung der Verordnung zum Wohnbau- und
Eigentumsförderungsgesetz (WEG) wurde vom EVD im Frühjahr in Vernehmlassung
gegeben. Die Vorlage sieht zum einen vor, die Einkommens- und Vermögensgrenzen für
die à-fonds-perdu-Zuschüsse für finanziell Schwache sowie behinderte oder alte
Menschen auf CHF 42'000 bzw. CHF 121'000 anzuheben. Für jedes minderjährige oder
sich in Ausbildung befindende Kind wird die Bezugsberechtigung um weitere
CHF14'300 erhöht. An weiteren Erhöhungen der Zusatzverbilligungen will sich der Bund
beteiligen, falls Kantone und Gemeinden mindestens gleich hohe Leistungen erbringen.
Dadurch soll den örtlichen Gegebenheiten auf dem Wohnungsmarkt besser Rechnung
getragen werden. Zum anderen soll gemeinnütziges Wohneigentum stärker gefördert
werden, um eine Konzentration des Immobilienbesitzes in den Händen von
kapitalkräftigen Eigentümern zu verhindern. Zu diesem Zweck wird die Bundeshilfe für
den Erwerb von Mietwohnungen durch gemeinnützige Bauträger ausgebaut und durch
die Gewährung von Zusatzverbilligungen verstärkt. Da der Vorlage während der
Vernehmlassung kein ernsthafter Widerstand erwachsen war, wurde sie vom Bundesrat
auf den 1. Dezember in Kraft gesetzt. 12

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 22.11.1990
DIRK STROHMANN

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Im Dezember 2019 schickte der Bundesrat Änderungen an verschiedenen
Verordnungen (FZV, BVV2, BVV3) zur beruflichen Vorsorge in die Vernehmlassung, die
bis März 2020 dauern wird. Mit den Änderungen sollen Bestimmungen zur beruflichen
Vorsorge an die aktuelle Entwicklung des technischen Zinssatzes, an die Mortalitätsrate
und an die Invaliditätsquote angepasst werden. Zudem sollen die Forderungen
verschiedener Vorstösse erfüllt werden: eine längere Übertragungsdauer der Säule 3a-
Gelder (Postulat Weibel: glp, ZH; Po. 13.3813), eine Kürzung oder Verweigerung von
Kapitalleistungen, wenn der oder die Begünstigte den Tod der versicherten Person
vorsätzlich herbeigeführt hat (Interpellation Dittli: fdp, UR; Ip. 18.3405) oder die
Schaffung von Möglichkeiten für die Pensionskassen, in ökologisch nachhaltige Projekte
im In- und Ausland zu investieren (Motion Weibel: Mo. 15.3905). 13

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 06.12.2019
ANJA HEIDELBERGER
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